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§ 49 Mehrwertabgabe   

1 Wird mit einer Zonenplanrevision Planungsmassnahme Land von einer Nicht-

bauzone einer Bauzone zugewiesen (Einzonung) oder erfährt ein Grundstück 

eine erheblich gesteigerte bauliche Nutzungsmöglichkeit (Auf- oder Umzo-

nung), hat der Grundeigentümer der Gemeinde einen Mehrwertausgleich zu 

entrichten. 

Erheblich heisst grundsätzlich, dass 
der Freibetrag von Fr. 100'000.00 
Fr. 35‘000.00 (vgl. Absatz 3) über-
schritten wird. Dies kann der Fall 
sein, wenn eine Wohnzone in eine 
nächsthöhere Wohnzone umgezont 
wird (z. B. W1 in W2, W3 in W4 etc.) 
oder mittels einer Sondernutzungs-
planung (Quartierplanung) höhere 
Werte geschaffen werden. 

In den allermeisten Fällen sind 
Mehrwerte bei Sondernutzungspla-
nungen erzielbar. Die Einzonung 
kommt selten vor, ist aber mit einem 
sehr hohen erzielbaren Mehrwert 
verbunden. 

In der Regel Nnicht erheblich sind 

geringfügige Änderungen an der Be-

bauungsziffer Bebauungs- und Nut-

zungsziffern innerhalb der gleichen 

Zone sowie die Ermöglichung zu-

sätzlicher Freiflächen für spezielle 

Nutzungen (z. B. Wintergärten). 

2 Mehrwertabgaben sind öffentlich-rechtliche Grundlasten. Die Abgabepflicht 

wird durch die Gemeinde im Grundbuch angemerkt, nachdem die Nutzungsän-

derung Planungsmassnahme in Rechtskraft erwachsen ist. 

Der Grundbucheintrag beschreibt 

die Verpflichtung, die auf dem be-

treffenden Grundstück besteht. Da-

bei wird lediglich die Verpflichtung 

festgehalten. (betreffend Höhe der 

Abgabe und deren Fälligkeit vgl. 

Abs. 3 u. Abs. 4). Der Eintrag der 

Verpflichtung hat den Vorteil, dass 

bei Verkauf, Vererbung, Realteilung 

einer Firma noch keine Abgabe fällig 

wird. Der Eintrag der Verpflichtung hat den 

Vorteil, dass bei Verkauf, Vererbung, Real-

teilung einer Firma noch keine Abgabe fällig 

wird. 

3 Der Mehrwert errechnet sich aus der Differenz des Verkehrswertes Wertes 
der betroffenen Fläche unmittelbar vor der Planungsmassnahme und zum 
Zeitpunkt der Erteilung der Baubewilligung Rechtskraft der Planungsmass-
nahme, mit der die Mehrnutzung realisiert werden kann. Vom so errechneten 
Mehrwert, der den Betrag von Fr. 100‘000.00 Fr. 35‘000.00 pro Parzelle über-
steigt, sind bei NeuEinzonungen 40 % und bei Um- oder Aufzonungen und 
Quartierplänen 25 % geschuldet. 

 

 

 

 

  

Der Mehrwert eines Grundstückes 
wird also erst abgegolten, wenn 
auch eine Mehrnutzung realisiert 
wird. In allen anderen Fällen wie 
Vererbung, Schenkung, Zuweisung 
bei Ehescheidung, Verkauf, Realtei-
lung einer Firma etc. wird noch keine 
Abgabe fällig. So wird bspw. ein Ein-
familienhausbesitzer, dessen 
Grundstück von einer Zone W2 in 
eine Zone W3 aufgezont wird erst 
mit dem Vorliegen der Baubewilli-
gung für die Mehrnutzung oder mit 
der entgeltlichen Veräusserung des 
Grundstücks abgabepflichtig. 

Gemeinwirtschaftliche Leistungen 
und allfällige wertmindernde Um-
stände werden bei der Ermittlung 
des Mehrwertes berücksichtigt. 
Wenn also im Rahmen eines Quar-
tierplanes Erschliessungsstrassen 
und -wege, die auch von der Allge-
meinheit (z. B. den benachbarten 
Quartieren) genutzt werden können, 
vom Grundeigentümer erstellt wer-
den, so können deren Kosten vom 
Mehrwert abgezogen werden. Wert-
mindernde Umstände können ein-
treten, wenn ein Grundstück bereits 
bebaut ist und diese Bebauung eine 
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Mehrnutzung beeinträchtigt (allen-
falls Abbruchkosten, falls Werte ver-
nichtet werden müssen). 

Der Freibetrag kann in jedem Fall 
abgezogen werden. 

Der Gemeinderat legt Wert darauf, 

dass die Bestimmung des Mehrwer-

tes fair abläuft. Es wird ein soge-

nanntes paritätisches Verfahren vor-

geschlagen: In einem ersten Schritt 

einigen sich die Parteien auf einen 

Schätzungsmodus und auf eine 

Schätzungsperson. Im zweiten 

Schritt führt der gewählte Schätzer 

seine Arbeit durch und legt diese 

den Parteien vor. 

4 Der Mehrwertausgleich wird auf den Zeitpunkt der Erteilung der Baubewilli-

gung in dem der Mehrwert realisiert wird (Veräusserung / Erteilung der Baube-

willigung) fällig und vom Gemeinderat beim Grundeigentümer erhoben. Wird 

die Mehrwertabgabe bei Auf- oder Umzonungen vertraglich geregelt und grund-

pfandrechtlich sichergestellt, kann die Abgabe zu einem späteren Zeitpunkt er-

hoben werden. 

Die Mehrwertabgabe wird erst dann 

fällig, wenn der Grundeigentümer ei-

nen tatsächlichen Nutzen aus der 

Planungsmassnahme ziehen kann. 

Dies ist beim Verkauf und der bauli-

chen Nutzung des Grundstücks der 

Fall. Keine Fälligkeit der Abgabe 

wird durch nicht entgeltliche Über-

tragungen ausgelöst. Grössere Bau-

vorhaben werden oft in Etappen er-

stellt. Dank der Möglichkeit der ver-

traglichen Regelung kann darauf 

Rücksicht genommen werden. Dies 

gilt auch bei den bewilligten Bauvor-

haben, die weiterverkauft werden 

sollen.Grössere Bauvorhaben werden oft 

in Etappen erstellt. Dank der Möglichkeit der 

vertraglichen Regelung kann darauf Rück-

sicht genommen werden. Dies gilt auch bei 

den bewilligten Bauvorhaben, die weiterver-

kauft werden sollen. 

5 Die Gemeinde hat stellt die zweckgebundene Verwendung der Ausgleichs-

zahlung zweckgebunden für durch die Führung einer Spezialfinanzierung si-

cher. Der Ertrag der Mehrwertabgabe ist für Massnahmen der Raumplanung 

und Raumentwicklung (im Sinne von Art. 5 Abs. 1ter RPG wie z. B. Entschädi-

gungen aus materiellen Enteignungen, Aufwertungsmassnahmen des öffentli-

chen Raumes, Erschliessungen etc.) zu verwenden. 

Damit wird gewährleistet, dass die 

Allgemeinheit – also auch die Zahler 

der Mehrwertabgabe – von der 

Mehrwertabgabe wieder profitiert. 

 


